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Einführung 

Trotz der Zugehörigkeit des Individualarbeitsrechts zum Privatrecht ist jenes 
sowohl in der Rechtsprechung des BAG als auch des BVerfG zum Gegenstand 
intensiver Anwendung der Grundrechte geworden1. Der Gesetzgeber hat dieser 
Grundrechtsrelevanz Rechnung getragen und grundrechtliche Vorgaben unmit-
telbar in das Rechtsverhältnis von Arbeitgeber und Arbeitnehmer einbezogen, 
vgl. nur die §§ 611a, 612 I I I BGB für den Gleichbehandlungsgrundsatz aus 
Art. 3 I I GG. 

Im Betriebsverfassungsrecht  wird die Rolle der Grundrechte ausdrücklich in 
§ 75 BetrVG hervorgehoben, welcher Arbeitgeber und Betriebsrat verpflichtet, 
die Grundrechtspositionen der Arbeitnehmer zu schützen bzw. zu fördern. 

Entscheidende Bedeutung für die Grundrechte der Arbeitnehmer haben jedoch 
die durch das BetrVG dem Betriebsrat eingeräumten Mitbestimmungsrechte 
selbst; sie erweisen sich als ein wichtiges Mittel zur Wahrnehmung der Men-
schenwürde und der Persönlichkeitsentfaltung2, knüpfen also unmittelbar an 
verfassungsrechtlich  verbürgte Rechte an. Mit diesen Rechten sind dem Be-
triebsrat die Instrumente an die Hand gegeben, den Grundrechten der Arbeit-
nehmer gegenüber dem Arbeitgeber Geltung zu verschaffen,  ihnen kommt also 
maßgeblich die Aufgabe zu, die Schutzfunktion des Betriebsverfassungsrechts 
zu realisieren3. 

Diese grundrechtsrelevante Aufgabenstellung lenkt den Blick auf eine eigene 
Grundrechtsfähigkeit  des Betriebsrats als Institution des BetrVG. Die Frage der 
Grundrechtsfähigkeit  des Betriebsrats steht dabei im engen Zusammenhang mit 
der betriebsverfassungsrechtlichen  Rechtsstellung des Betriebsrats. Dieses sei 
anhand einiger Beispiele verdeutlicht: 

1 Vgl. den Überblick bei Gamillscheg,  Die Grundrechte im Arbeitsrecht, 1990, S. 37-71. 
2 So das BVerfG für die Mitbestimmungsrechte des Personalrats, vgl. BVerfGE 28, 314, 323; 51, 

43, 58. 
3 Hueck  /  Nipperdey,  Bd. II / 1, 7. Aufl., S. 26; Thiele  in: GK-BetrVG (4. Aufl.), Einl. S. 27 ff. 

2 Ellenbeck 
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Nach § 74 I I 3 BetrVG haben Arbeitgeber und Betriebsrat jede parteipoliti-
sche Betätigung zu unterlassen. Mit dieser Unterlassungspflicht korrespondiert 
ein auf zukünftiges Verhalten gerichteter Unterlassungsanspruch der jeweils 
anderen Seite4. Entsprechend einer Entscheidung des BVerfG ist dieses Verbot 
jedoch unter der wertsetzenden Bedeutung der Meinungsfreiheit  aus Art. 5 11 
GG auszulegen.5. Diese Wechselwirkung6, d.h. also die Ausstrahlung von 
Art. 5 I GG auf den Tatbestand des § 74 I I BetrVG, setzt aber auch voraus, daß 
ein Grundrechtssubjekt vorhanden ist. Dabei behilft sich die Rechtsprechung 
mit einem Rückgriff  auf die Rechte der einzelnen Betriebsratsmitglieder7, kon-
sequenter erscheint es jedoch, hier nach einer Grundrechtsfähigkeit  des Be-
triebsrats selbst zu fragen. Dort, wo es im Zusammenhang mit einem Beschluß 
des Betriebsrats oder mit der Herausgabe eines Informationsblattes durch den 
Betriebsrat um eine vermeintlich unzulässige politische Betätigung des Betriebs-
rats geht, sollte auch bei der Frage einer durch Art. 5 11 GG gebotenen ein-
schränkenden Auslegung von § 74 I I 3 BetrVG die Meinungsfreiheit  des Be-
triebsrats als Organ  in den Blick genommen werden. Dieses muß schon um so 
mehr gelten, als auch die Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen § 74 I I 3 BetrVG 
den Betriebsrat als Organ treffen  können8. 

§ 80 Π BetrVG räumt dem Betriebsrat gegenüber dem Arbeitgeber einen An-
spruch auf rechtzeitige und umfassende Unterrichtung ein. In diesem Zusam-
menhang ist unklar, ob dem Betriebsrat nicht auch allgemein ein Recht zur 
Selbstbeschaffung  von Informationen im Rahmen seiner Aufgabenerfüllung  ein-
zuräumen ist9. Grundlage einer solchen Informationsfreiheit  könnte wiederum 
Art. 5 I Satz 1 GG sein. 

Schließlich gesteht die h.M auf der Grundlage von § 40 BetrVG dem Be-
triebsrat das Hausrecht an den ihm vom Arbeitgeber überlassenen Räumen 
zu10. Fraglich ist hier, ob ein solches Hausrecht auch im Hinblick auf das 

4 BAG in AP Nr. 3, Bl. 2 zu § 74 BetrVG; Dietz  /  Richardi  § 74 Rn. 69; Fitting  /  Auffarth  /  Kai-
ser  /  Heither  § 74 Rn. 18; Kreutz  in: GK-BetrVG, § 74 Rn. 111. 

5 BVerfGE 42, 133, 141. 
6 Zum Begriff  der Wechselwirkung siehe BVerfGE 7, 198, 208. 
7 So BVerfGE 42, 133, 139 ff.; BAG AP Nr. 5, Bl. 1 R zu § 74 BetrVG. 
8 Siehe § 23 I Satz 1 BetrVG sowie den bereits angesprochenen Unterlassungsanspruch. 
9 So beispielsweise Dietz  /  Richardi  § 80 Rn. 42, wohl ablehnend Kraft  in: GK-BetrVG, § 80 

Rn. 53. 
10 Fitting  /  Auffarth  /  Kaiser  /  Heither  § 40 Rn. 40; Blanke  in: D. / K. / K. / S., § 40 Rn. 45; 

Wiese  in: GK-BetrVG, § 40 Rn. 69; a.A Hess /  Schlochauer  /  Glaubitz  § 42 Rn. 34. 



Einführung 

Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung nach Art. 13 GG von Bedeutung 
ist. Dabei geht es nicht nur um einen möglichen Interessenkonflikt  zwischen 
Betriebsrat und Arbeitgeber, vielmehr könnte diese Frage auch im Verhältnis 
zwischen Betriebsrat und Dritten Auswirkungen entfalten. 

Als wichtigste Konsequenz einer Grundrechtsfähigkeit  des Betriebsrats ergibt 
sich dessen Berechtigung, gemäß Art. 93 I Nr. 4a GG eine Verfassungsbe-
schwerde zu erheben. So hat sich das BVerfG auch schon mehrfach im Zu-
sammenhang mit Verfassungsbeschwerden  von Personalräten mit der Problem-
stellung beschäftigt, brauchte die Frage der Grundrechtsfähigkeit  aber im 
konkreten Fall jeweils nicht zu entscheiden11. 

Bedeutung käme einer Grundrechtsfähigkeit  des Betriebsrats aber insbesondere 
auch unter dem Gesichtspunkt der mittelbaren Drittwirkung der Grundrechte12 

im Verhältnis zum Arbeitgeber zu. In diesem Zusammenhang müßten Grund-
rechtspositionen des Betriebsrats bei der Auslegung der betriebsverfassungs-
rechtlichen Generalklauseln13, also beispielsweise der §§2 I, 74 oder 78 
BetrVG, von den Arbeitsgerichten beachtet werden. 

11 BVerfGE 28, 314, 323; 51, 77, 86 f.; zuletzt BVerfGE 85, 360, 370; vgl. im einzelnen den 
Überblick bei Dütz,  Der Grundrechtsschutz von Betriebsräten und Personalvertretungen, 1986, 
S. 17-22. 

1 2 Daß die Grundrechte unter den Privatrechtssubjekten eine mittelbare Drittwirkung entfalten, 
wird heute überwiegend anerkannt, vgl. BVerfGE 73, 261, 269; 81, 242, 256; 84, 192, 194 f.; 
Dürig  in: Maunz / Dürig, Art. 1 I I I Rn. 129 ff.;  Stem , Staatsrecht I I I / 1, S. 1572 ff.;  Hesse,  Grund-
züge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, Rn. 353 ff.;  für eine unmittelbare 
Wirkung der Grundrechte im Privatrecht zuletzt wieder Hager,  JZ 1994, 373 ff. 

13 Zur Einwirkung der Grundrechte auf die Generalklauseln des Zivilrechts im Rahmen der mittel-
baren Drittwirkung siehe BVerfGE 7, 198, 204 ff.;  14, 263, 277 f.; 24, 278, 282. 


